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Außenpolitik

1 Ritualisierter Schlagabtausch 

um Menschenrechte

In jährlich wiederkehrendem Ritu­

al legte die US-Regierung auch die­

ses Jahr im Vorfeld der am 19. 

März in Genf eröffneten 57. Ses­

sion der UN-Menschenrechtskommis- 

sion ihren Bericht zur Lage der Men­

schenrechte in der Welt vor. Dieser Be­

richt bildet traditionell die Grundla­

ge für die Einbringung eines amerika­

nischen Resolutionsantrags zur Verur­

teilung der Menschenrechtsverletzun­

gen in der Volksrepublik China durch 

das UN-Gremium. Ebenfalls schon 

traditionell zu bezeichnen ist sowohl 

die chinesische Gegenreaktion als auch 

die eher zurückhaltende Position der 

EU und letztlich auch die ablehnen­

de Haltung auf Seiten der Mehrheit 

der UNO-Mitgliedsstaaten, wodurch 

die Annahme der US-Resolution regel­

mäßig seit 1989 verhindert wird. (Vgl. 

auch C.a., 2000/4, Ü 3)

Allerdings waren die Aussichten auf 

eine Annahme des US-amerikanischen 

Resolutionsantrags in diesem Jahr 

vielleicht noch ein wenig geringer, hat­

te doch der Nationale Volkskongress 

zuvor die UN-Konvention über die 

wirtschaftlichen und sozialen Rechte 

ratifiziert und damit den guten Wil­

len Beijings zumindest formal doku­

mentiert. So hatten sich die Außen­

minister der Mitgliedsstaaten der Eu­

ropäischen Union auch darauf ver­

ständigt, den Antrag auf eine Ver­

urteilung Chinas nicht gemeinsam 

mit den USA einzubringen, was der 

EU Dank und Verständnis auf Sei­

ten des chinesischen Außenministe­

riums einbrachte. Ministeriumsspre­

cher Zhu Bangzao bezeichnete diese 

Entscheidung der EU-Außenminister 

denn auch als hilfreich für Dialog 

und Austausch zwischen China und 

der EU im Bereich der Menschenrech­

te. Zhu rief die EU dazu auf, „eine 

positive und konstruktive Rolle auf 

der UN-Menschenrechtskonferenz ein­

zunehmen“.

Nicht kommentiert wurden von chine­

sischer Seite allerdings die Kritikpunk­

te, die gleichwohl von Seiten der EU- 

Mitgliedsstaaten vorgebracht wurden. 

In einem Vorbereitungstreffen, das 

nach den Worten des EU-Außenkom­

missars Chris Patten von dem allsei­

tigen Bemühen geprägt war, „eine Po­

sition zu finden, bei der sich alle auf 

derselben Seite wiederfänden“, hatten 

sich die Außenminister der EU da­

rauf geeinigt, vor dem UN-Gremium 

„ihre Besorgnis über die ernsten Ver­

letzungen der Menschenrechte in Chi­

na auszudrücken und darauf zu drän­

gen, China möge weitere Schritte zur 

Verbesserung der derzeitigen Lage ein­

leiten“. Von Seiten der Europäischen 

Union wurden insbesondere eine Ein­

schränkung der Verhängung und der 

Umsetzung der Todesstrafe mit der 

Perspektive einer gänzlichen Abschaf­

fung, eine Reformierung des Inhaf­

tierungssystems, die Abschaffung der 

Folter sowie die Respektierung der 

Freiheit der Religionsausübung insbe­

sondere auch von Buddhisten in Tibet 

und Muslimen in Xinjiang gefordert.

Diesen konkreten Kritikpunkten hält 

die chinesische Regierung entgegen, 

sie habe sich - ausgehend von den kon­

kreten Bedingungen in der VR Chi­

na - immer um die Förderung und 

den Schutz der Menschenrechte und 

der fundamentalen Freiheiten des chi­

nesischen Volkes bemüht. Dabei sei 

es nach den Worten Zhu Bangzaos 

zunächst darum gegangen, das Recht 

der Menschen auf Überleben und Ent­

wicklung durchzusetzen. Mit der Ent­

wicklung der chinesischen Wirtschaft 

und der Gesellschaft habe man im Er­

gebnis auf diesem Wege erreicht, dass 

die Menschen in China sich heute ei­

nes gewissen Lebensstandards erfeu- 

ten. Auch der Aufbau des Rechts­

systems habe große Fortschritte ge­

macht. Um die Situation der Men­

schenrechte in China sei es in der Ge­

schichte daher nie besser gestellt ge­

wesen.

Indirekte Rückendeckung erhielt die 

chinesische Regierung von der Hoch­

kommissarin für Menschenrechte, Ma­

ry Robinson, die in ihrer Eröffnungs­

rede gleichzeitig auch ihren Rücktritt 

vom Amt ankündigte. Als Grund für 

ihren Schritt nannte sie insbesonde­

re die mangelnde Unterstützung ih­

rer Arbeit durch die großen Mitglieds­

staaten. Dabei kritisierte sie expli­

zit die USA, den sie in einem In­

terview trotz ihres großen finanziellen 

Engagements ein „eigenwilliges Ver­

ständnis von Menschenrechten“ vor­

warf. Für die Vereinigten Staaten wä­

ren die Menschenrechte demnach be­

grenzt auf die bürgerlichen und politi­

schen Rechte. Ihrer Ansicht nach seien 

die wirtschaftlichen, sozialen und kul­

turellen Rechte jedoch gleich wichtig 

einzustufen. Als Beispiele nannte sie - 

ganz im Einklang mit der chineischen 

Position - Obdach, Gesundheit, Erzie­

hung und das Recht auf Entwicklung.

Zhang Qiyue, Sprecherin des chinesi­

schen Außenministeriums, unterstell­

te den USA hinsichtlich ihrer Kri­

tik an der Menschenrechtslage in Chi­

na denn auch „niedere Motive“ und 

wies die US-amerikanische Einschät­

zung als „völlig überzogen“ zurück. Sie 

machte deutlich, dass der von den 

USA eingebrachte Resolutionsentwurf 

für eine Verurteilung Chinas durch die 

57. Session der Menschenrechtskom­

mission aus chinesischer Sicht einen 

versuchten Eingriff der in die in­

neren Angelegenheiten Chinas „un­

ter dem Vorwand der so genannten 

Menschenrechtsproblematik“ darstel­

le. Konfrontationen dieser Art seien 

geeignet, die Sache der Menschenrech­

te international zu behindern, und sei­

en keineswegs hilfreich für die Ent­

wicklung der bilateralen Beziehungen. 

China hoffe, die USA werden auf den 

„rechten Weg des Dialogs zurückkeh­

ren“ .
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Im Zentrum der chinesischen Verär­

gerung steht der jährliche Menschen­

rechtsbericht der US-Regierung. Chi­

na wirft den Vereinigten Staaten vor, 

in ihrem Bericht für das Jahr 2000 

190 Staaten an den Pranger zu stel­

len, die Menschenrechtslage im eige­

nen Land hingegen mit keinem Wort 

zu erwähnen. Dabei sollten die USA 

besser vor der eigenen Haustür keh­

ren. Ein chinesischer Bericht thema­

tisiert als Beispiele für die schlechte 

Menschenrechtslage in den USA:

Die Gewalt und die Bedrohung 

von Kindern - 80 Menschen würden 

in den USA täglich in bewaffneten Zu­

sammenstößen getöten. Allein im ver­

gangenen Jahr seien 31.000 Personen 

erschossen worden. Allein 5.000 Kin­

der seien getötet worden. Die Anzahl 

der Opfer unter 14 Jahren läge in den 

USA zwanzigmal höher als in 25 an­

deren Industriestaaten.

Klassenunterschiede - Trotz des 

wirtschaftlichen Wachstums habe sich 

der Gegensatz zwischen Arm und 

Reich ausgeweitet und sei ausgepräg­

ter als in Entwicklungsländern. 12,7% 

der Bevölkerung lebten unter der Ar­

mutsgrenze. 46 Mio. Menschen be­

säßen heute keine Sozialversicherung, 

während es vor acht Jahren nur 30 

Mio. gewesen wären.

Rassendiskriminierung - Der An­

teil der Farbigen unter den Arbeitslo­

sen sei doppelt so hoch wie der der 

Weißen. 98% der Richter seien weiß. 

Während der letzten 200 Jahre seien 

ca. 18.000 Personen mit dem Tode be­

straft worden, darunter nur 38 Weiße. 

Probleme des Erziehungssys­

tems - Ein Fünftel der Absolven­

ten amerikanischer Highschools seien 

nicht in der Lage zu lesen, was auf 

ihrem Abschlusszeugnis steht. 21 Mio. 

Amerikaner könnten nicht lesen, und 

70% der Straftäter seien Analphabe­

ten.

Von diesen Punkten abgesehen wirft 

der Bericht des Staatsrats den USA 

weiterhin vor, sie besäßen den größten 

Verteidigungshaushalt der Welt und 

hielten einen Anteil von einem Drit­

tel aller militärischer Ausgaben welt­

weit. Darüber hinaus seien die USA 

der größte Waffenexporteur und ver­

einigten auf sich international 36% al­

ler Waffen Verkäufe. Außerdem bewie­

sen Zahlen, dass die Vereinigten Staa­

ten in den neunziger Jahren außerhalb 

ihres Territoriums in weltweit mehr als 

40 Fällen Kriege geschürt hätten.

Der Resolutionsantrag der USA gegen 

die VR China wurde, ähnlich wie in 

den vergangenen Jahren, aufgrund ei­

nes Gegenantrags Chinas auf Nichtbe­

fassung in der 57 Mitglieder zählen­

den UNO-Menschenrechtskommission 

gar nicht erst zur Diskussion ge­

bracht. Mit der Hilfe insbesondere der 

Entwicklungsländer Afrikas und Asi­

ens wurde die Behandlung des US- 

Antrags mit 22 gegen 18 Stimmen 

zurückgewiesen. (SZ, 19.3.01; ZXS, 

20.3.01, nach BBC PF, 20.3.01; XNA, 

28.2., 21.3.01; SCMP, 20.3.01; NZZ, 

20.3.01; Jomhuri-ye Eslami, 28.2.01, 

nach FBIS, 11.3.01) -kg-

2 Reaktionen auf Chinas Mili­

tärhaushalt

In Reaktion auf „die drastischen Ver­

änderungen der militärischen Situa­

tion weltweit“ und dem Erfordernis 

einer Erhöhung des Soldes für die 

Angehörigen der chinesischen Streit­

kräfte und paramilitärischen Einhei­

ten wie der bewaffneten Polizei fol­

gend, stimmte der NVK im März ei­

ner Erhöhung des chinesischen Mi­

litärhaushalts um 17,7% auf knapp

17,2 Mrd. US$ für 2001 zu. Das chi­

nesische Militärbudget beträgt damit 

trotz dieser größten Erhöhung wäh­

rend der letzten 20 Jahre insgesamt of­

fiziell ca. 5,5% des derzeitigen Vertei­

digungshaushalts der USA bzw. 30% 

der Militärausgaben Japans.

Selbst davon ausgehend, dass sich die 

tatsächlichen Ausgaben aufgrund in 

Budgets anderer Ministerien versteck­

ter oder außerbudgetärer Finanzmit­

tel etwa auf das Dreifache der im offi­

ziellen Haushalt ausgewiesenen Sum­

me belaufen, wie von Experten all­

gemein angenommen wird, erschei­

nen die Verteidigungsaufwendungen 

für ein Land der Größe Chinas an­

gemessen. China ist im Zusammen­

hang mit der längst überfälligen Mo­

dernisierung seiner Streitkräfte in der 

Tat auf eine Erhöhung der Bezüge von 

Militärangehörigen angewiesen, wol­

len die chinesischen Streitkräfte zu­

künftig auch das gut ausgebildete Per­

sonal rekrutieren können, das die mo­

dernen Waffensysteme auch bedienen 

kann und den Herausforderungen be­

waffneter Krisen im Higtech-Zeitalter 

intellektuell gewachsen sein soll.

Zurückhaltende internationale Beob­

achter sehen im Einsatz von moderns­

ter Waffentechnologie während des 

Golfkriegs sowie im Kosovo den ei­

gentlichen Auslöser für die chinesische 

Erkenntnis, dass es einer umfangrei­

chen Modernisierung seiner Arsenale 

und seiner militärischen Doktrin be­

durfte, um mit den Mächtigen die­

ser Welt mithalten zu können und die 

China angemessen erscheinende Rol­

le im Konzert der Großmächte einneh­

men zu können.

Aus den USA war als Reaktion auf 

die Erhöhung des chinesischen Vertei­

digungshaushalts von Außenminister 

Powell zu hören, er glaube nicht, dass 

sich aus diesem Schritt Chinas neue 

Konflikte ergeben würden. Man wer­

de allerdings aufmerksam beobachten, 

ob aus dem gestiegenen Budget „eine 

Bedrohung der amerikanischen Inter­

essen in der Asien-Pazifik-Region er­

wachsen könnten, oder es sich lediglich 

um einen notwendigen Schritt im Rah­

men der Modernisierungsanstrengun­

gen des chinesischen Militärs handle“. 

Der Sprecher des chinesischen Außen­

ministeriums, Zhu Bangzao, betonte, 

China besitze, gemessen an BIP und 

Bevölkerungszahl immer noch eines 

der niedrigsten Verteidigungsbudgets 

der Welt. Mit Blick auf die USA sag­

te er, Chinas Militärausgaben stell­

ten keinerlei Bedrohung der regiona­

len Sicherheit dar, China betreibe kei­

ne militärische Expansion, stationiere 

keine Truppen außerhalb des eigenen 

Territoriums, errichte keine militäri­

schen Basen im Ausland und beteili­

ge sich an keinem Rüstungswettlauf. 

Chinas nationale Verteidigung sei de­

fensiver Natur. Allein die Erhöhung 

des Verteidigungshaushalts der USA 

belaufe sich auf 14 Mrd. US$, was den 

gesamten Verteidigungsaufwendungen 

Chinas gleichkäme. Man solle in dieser 

Hinsicht international also mit glei­

chem Maß messen, wenn man die Bud­

geterhöhung für die chinesische Vertei­

digung kommentiere.

Taiwan hingegen nahm die Nachricht 

über den Zuwachs im chinesischen Mi­

litärhaushalt zum Anlass, auf stetig 

steigendes Bedrohungspotenzial der 

chinesischen Rüstung gegen die Insel 

hinzuweisen und seinem Wunsch an 

die USA nach der Lieferung moder­
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ner Waffensysteme einschließlich des 

Luftabwehrsystems Aegis und Patriot- 

Raketen Nachdruck zu verleihen. Die 

Reaktionen aus den USA darauf fie­

len ambivalent aus. Neben Unter­

stützung für die taiwanischen Wün­

sche wurde auch Skepsis laut. Ver­

stärkte Lieferungen moderner Waf­

fen an Taiwan könne erst einen Rüs­

tungswettlauf heraufbeschwören, des­

sen Resultat letztlich exakt der Kon­

flikt sein könne, den man eigentlich 

verhindern wolle: Kriegerische Akte 

zwischen der VR China und Taiwan, 

die zur Zerstörung Taiwans führen 

könnten.

Kommentatoren aus Hongkong beton­

ten, Beijing sei sich der wachsenden 

militärischen Kapazitäten potenzieller 

regionaler Rivalen bewusst und reagie­

re daher mit größeren Verteidigungs­

anstrengungen. In diesem Zusammen­

hang wurden die modernen Arsenale 

Japans, Süd-Koreas und Taiwans aus 

US-amerikanischer Produktion ebenso 

genannt wie Waffensysteme aus Russ­

land, mit denen sich Vietnam und In­

dien ausrüsten, die aber auch China 

verstärkt erwirbt (vgl. C.a., 2001/2, Ü 

31).

Von Seiten der ASEAN-Länder beob­

achtet man bereits seit längerer Zeit 

besorgt die potenzielle militärische Ri­

valität zwischen China und den USA. 

So waren die Teilnehmer der ASEAN- 

Außenministerkonferenz bereits letz­

ten Juni in Bangkok wenig begeis­

tert von den Plänen der USA für 

einen Raketenabwehrschirm. Die US- 

Pläne wurden als eindeutig gegen Chi­

na gerichtet interpretiert. Allgemein 

herrscht auch der Eindruck, die USA 

schenkten der ASEAN nicht ausrei­

chend Beachtung. Obwohl China un­

ter den ASEAN-Staaten in den letz­

ten Jahren erheblich punkten konn­

te und die ursprünglich antichinesi­

sche Haltung in der ASEAN neutrali­

sieren konnte, trägt die Erhöhung des 

Militärhaushalts der größten Regio­

nalmacht keineswegs zur Beruhigung 

in Südostasien bei. Auf einem Tref­

fen hochrangiger Regierungsvertreter 

Mitte März in Ho Chi Minh City wur­

de zunächst diskutiert, mit welcher 

Strategie die Staatengruppe der Kon­

kurrenzsituation zwischen China und 

den USA am besten begegnen könne.

In der veröffentlichten Meinung In­

diens wurde die Erhöhung des chinesi­

schen Militärhaushalts in Verbindung 

mit den US-Plänen für das Natio­

nale Raketenabwehrsystem NMD ge­

bracht. Dieses stehe den chinesischen 

Plänen im Wege, im neuen Jahrhun­

dert zu einer Supermacht aufzustei­

gen und der unipolaren Weltlage ein 

Ende zu bereiten. Die Notwendigkeit 

der Modernisierung wird allerdings 

auch hier anerkannt. Problematisch 

erscheint Indien jedoch die militäri­

sche Zusammenarbeit zwischen Bei­

jing und Moskau, insbesondere, da 

auch Indien langjähriger Kunde der 

russischen Waffenproduktion ist.

Aus Japan wurde verlautbart, die ja­

panische Regierung wolle Beijing auf­

fordern, die tatsächliche Höhe aller 

Verteidigungsaufwendungen offen zu 

legen. Man wisse, dass Aufwendun­

gen für die Entwicklung von neu­

en Waffen und Ausrüstung nicht Be­

standteil des Verteidigungshaushalts 

seien, sondern vielmehr aus gesonder­

ten Kassen beglichen werden. Das Au­

ßenministerium legte den Entwurf ei­

nes Weissbuchs über Japans Entwick­

lungshilfe vor, in dem gefordert wird, 

Japan solle seine Prioritäten in den 

Hilfeleistungen an China klarer for­

mulieren. Vertreter der regierenden 

LDP meinten, Japan solle als wich­

tigstes Geberland der VR China seine 

Hilfeleistungen vor dem Hintergrund 

der Erhöhung der chinesischen Ver­

teidigungsaufwendungen überprüfen. 

(IHT, 6.3.01; ZXS, 11.3.01, nach BBC 

PF, 11.3.01; Sankei Shinbun online, 

1.3.01, nach FBIS, 8.3.01; ZXS, 8.3.01, 

nach FBIS, 8.3.01; CNAT, 6.3.01, 

nach FBIS, 6.3.01; Hong Kong iMail, 

13.3.01, nach FBIS, 13.3.01; DGB on­

line, 9.3.01, nach FBIS, 9.3.01; The 

Pioneer, 12.3.01, nach FBIS, 12.3.01; 

Kyodo News Service, 9.3.01, nach 

BBC PF, 9.3.01) -kg-

3 Luftkollision über dem Süd- 

chinesichen Meer

Am 1. April dieses Jahres ereigne­

te sich am Rande des chinesischen 

Luftraums ca. 100 km südöstlich der 

südchinesischen Insel Hainan eine Kol­

lision zwischen einem chinesischen Ab­

fangjäger und einem amerikanischen 

Aufklärungsflugzeug des Typs EP-3. 

Die amerikanische Propellermaschine 

mit modernster Spionageausrüstung 

an Bord war von der Kadena Air

Base in Okinawa gestartet und befand 

sich nach amerikanischen Angaben auf 

einem Routineaufklärungsflug entlang 

des chinesischen Luftraums.

Um 9.15 Uhr Ortszeit kollidierte 

das Aufklärungsflugzeug unter bislang 

noch nicht geklärten Umständen mit 

einem von zwei chinesischen Abfangjä­

gern. Während der Pilot des dabei ab­

gestürzten chinesischen Flugzeugs, der 

noch mit dem Schleudersitz aussteigen 

konnte, nach tagelanger Suchmission 

nicht gefunden werden konnte und 

als tot gilt, gelang es der amerikani­

schen Spionagemaschine, trotz erheb­

licher Schäden auf dem Militärflug­

hafen Lingshui auf der Insel Hainan 

notzulanden. Die amerikanische Crew 

blieb unverletzt.

An den Vorfall schloss sich ein diplo­

matisches Tauziehen mit gegenseiti­

gen Schuldzuschreibungen für den von 

beiden Seiten als Unfall definierten 

Zwischenfall an. China gab der US- 

Maschine die Schuld für die Kollision, 

kritisierte mit starken Worten das an­

schließende Eindringen in den chine­

sischen Luftraum und die nicht aus­

drücklich vorab autorisierte Landung 

auf chinesischem Boden. Die chinesi­

sche Regierung verlangte eine formale 

Entschuldigung, die die amerikanische 

Regierung nicht zu geben bereit war.

Die 24-köpfige Crew der EP-3 wurde 

nach der Landung in einem Gästehaus 

untergebracht. Kontakt zu diplomati­

schen Vertretern der USA wurde erst 

nach mehr als 60 Stunden gestat­

tet. In der Zwischenzeit hatten chine­

sische Spezialisten die amerikanische 

Maschine inspiziert, wogegen wieder­

um Proteste aus Washington kamen, 

weil man dort auf dem Standpunkt 

stand, das US-Flugzeug besitze exter­

ritorialen Status. Dieses negierten die 

Chinesen unter Hinweis auf das ille­

gale Eindringen in den chinesischen 

Luftraum im Anschluss an die Kolli­

sion in der Luft.

Zu Redaktionsschluss hielt das diplo­

matische Tauziehen um die Heraus­

gabe der beschädigten Aufklärungs­

maschine, die Freilassung der ameri­

kanischen Crew und die von chinesi­

scher Seite als Voraussetzung für jedes 

Entgegenkommen geforderte offizielle 

Entschuldigung der USA noch an (vgl. 

den Bericht in der nächsten Ausgabe). 

(NZZ, 2.4., 3.4., 4.4.01; Kyodo News 

Service, 1.4.01, nach BBC PF, 1.4.01;
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Kyodo News Service, 1.4.01, BBC PF, 

2.4.01; China Central TV, 1.4.01, nach 

BBC PF, 2.4.01; Xinhua, 1.4.01, nach 

BBC PF, 2.4.01; Xinhua, 3.4.01, nach 

BBC PF, 4.4.01) -kg-

4 Erneuter Konflikt um Scar­

borough Shoal

Die Regierung der Philippinen erhob 

im März erneut den Vorwurf, chi­

nesische Fischer seien in philippini­

sches Territorium rund um Scarbor­

ough Shoal eingedrungen, obwohl das 

philippinische Militär in der Region 

in erhöhte Alarmbereitschaft versetzt 

worden war (vgl. C.a., 2001/2, Ü 8). 

Mitte März enterte die philippinische 

Marine in dem Seegebiet erneut 10 

chinesische Trawler, die dort fischten 

und nach philippinischer Darstellung 

in internationale Gewässer zu entkom­

men suchten.

Aufgrund der jüngsten Vorkommnis­

se präzisierten die Philippinen ihre 

Vorwürfe an China. Es hieß, die chi­

nesischen Fischer hätten unabhängig 

von dem illegalen Eindringen in phil­

ippinisches Seegebiet auch internatio­

nal verbotene Fischereitechniken ein­

gesetzt und geschützte und seltene Ar­

ten gewildert. Man sei weiterhin sehr 

besorgt über die Zerstörung von Ko­

rallen. Als die philippinische Mari­

ne die chinesischen Trawler enterte 

habe man dort neben ca. 50 Scha­

len einer bedrohten Riesenmuschelart 

und diversen Säcken mit Fleisch dieser 

Muschel auch Dynamitstangen, elek­

trische Zünder, Zeitzünder und Zya­

nid aufgefunden und beschlagnahmt. 

Obwohl damit deutliche Indizien für 

die Anwendung illegaler und zerstöre­

rischer Fischereitechniken vorgelegen 

hätten, habe man keine Festnahmen 

veranlasst.

In einer Protestnote, die der chinesi­

schen Botschaft in Manila vom phil­

ippinischen Außenministerium zuge­

stellt wurde, wurde Beijing in die­

sem Zusammenhang dazu aufgefor­

dert, sich an die Vereinbarungen zu 

halten, die von den Anrainern der 

umstrittenen Gebiete des Südchinesi­

schen Meeres Zurückhaltung verlang­

ten.

China seinerseits warnte die Philippi­

nen vor Repressionen gegen chinesi­

sche Fischer, die im Gebiet um Scar­

borough Shoal lediglich ihren lega­

len Tätigkeiten auf chinesischem Ter­

ritorium nachgingen. Beijing betonte, 

dass es sich bei den kritisierten Fische­

reimethoden um auch in China verbo­

tene kriminelle Praktiken handle und 

man der Sache nachgehen wolle. In 

Reaktion auf die philippinische Pro­

testnote wurde auch der philippini­

sche Botschafter in China, Josue Vil­

la, in das chinesische Außenministeri­

um einbestellt. Von Seiten der Phil­

ippinen wurde mit Empörung darauf 

reagiert, dass ihr Botschafter im chine­

sischen Außenministerium von einem 

Gesprächspartner empfangen wurde, 

dessen Rang lediglich dem eines Un­

tersekretärs entsprach.

Die chinesische Regierung äußerte da­

neben auch ihr Missfallen über die 

trilateralen Marineübungen, die un­

ter Beteiligung der Philippinen, Thai­

lands und der Vereinigten Staaten 

vom 19. bis 23. März in unmittelbarer 

Nähe zu dem umstrittenen Seegebiet 

abgehalten wurden.

Aus Manila hieß es anschließend sei­

tens des Nationalen Sicherheitsbera­

ters Roilo Golez, Präsidentin Arroyo 

habe das Kabinett angewiesen, län­

gerfristige Maßnahmen und Strategi­

en zu erarbeiten, um den schwelenden 

Territorialkonflikt mit China beizule­

gen. Während Arroyo auf mögliche ge­

meinsame bilaterale oder multilatera­

le Entwicklungsanstrengungen in dem 

Seegebiet um Scarborough Shoal hin­

wies, betonte Golez, dass derartige 

Unternehmungen nicht notwendiger­

weise auch unter Beteiligung Chinas 

realisiert werden müssten.

Es wird allgemein erwartet, dass das 

Thema Scarborough Shoal ein wich­

tiger Gegenstand der Gespräche sein 

wird, die der philippinische Vize- 

Präsident und Außenminister Teofis- 

to Guingoa am Rande des kommen­

den ASEM-Treffens in China im Mai 

mit der chinesischen Regierung führen 

wird. Auch Präsidentin Arroyo kün­

digte bereits an, das Problem wäh­

rend ihres für Oktober geplanten Be­

suchs in Shanghai mit ihren chinesi­

schen Gesprächspartnern erörtern zu 

wollen. Die Präsidentin betonte, die 

Spratly-Frage sei ein Ärgernis im Rah­

men der ansonsten exzellenten bilate­

ralen Beziehungen zwischen den Phil­

ippinen und China. Beide Regierun­

gen seien sich einig darüber, dieses 

Problem im Geiste der Kooperation 

und nicht konfrontativ anzugehen. Sie 

tendiere jedoch dazu, eine multilatera­

le Lösung anzustreben. (AFP, 15.3.01, 

nach FBIS, 15.3.01; ZXS, 19.3.01, 

nach BBC PF, 19.3.01; The Philippi­

ne Star online, 19.3.01, nach BBC PF, 

19.3.01; The Philippine Star online, 

20.3.01, nach BBC PF, 20.3.01; The 

Philippine Star online, 22.3.01, nach 

BBC PF, 22.3.01; Philippine Daily In- 

quirer, 21.3.01, nach FBIS, 21.3.01) 

-kg-

5 Achillesferse Xinjiang

Der Austausch mit den zentralasia­

tischen Nachbarstaaten wird zuneh­

mend durch gemeinsame Anstrengun­

gen zur Bekämpfung von grenzüber­

schreitender Kriminalität, Terroris­

mus und Separatismus geprägt. Chi­

na ist besorgt, dass die wachsende Un­

terstützung für extremistische Bewe­

gungen, die aus Usbekistan, Tadschi­

kistan und Kirgistan berichtet werden, 

auch extremistische Moslemseparatis­

ten in der mehrheitlich von muslimi­

schen Uighuren sowie weiteren Turk­

völkern gleichen Glaubens bewohnten 

Autonomen Region Xinjiang stärken 

könnte. China ist daher sehr daran in­

teressiert, in die Anstrengungen der 

zentralasiatischen Länder zur Koor­

dinierung ihrer Politik einbezogen zu 

werden und lässt sich dies einiges kos­

ten. China ist größtes Geberland von 

Militärhilfe in der Region.

Die gemeinsamen Anstrengungen in 

der Bekämpfung des Terrorismus war 

so auch am 23. März prominentes 

Thema während der Gespräche des 

kirgisischen Innenministers Tashtemir 

Aytbajew mit Luo Gan, Mitglied des 

Staatsrats, und Jia Chunwang, Minis­

ter für Öffentliche Sicherheit. Aktuel­

ler Anlass war die Verurteilung und 

Hinrichtung eines uighurischen Terro­

risten in Kirgistan für terroristische 

Bombenanschläge, die er gemeinsam 

mit zwei weiteren aus China stammen­

den Uighuren, einem türkischen und 

einem kasachischen Staatsbürger En­

de Mai und Anfang Juni 1998 began­

gen haben soll. Die beiden Bomben­

anschläge hatten in der kirgisischen 

Stadt Osh vier Todesopfer gefordert, 

12 Menschen waren verletzt worden. 

Dem Vernehmen nach sind die Terro­

risten Angehörige der „Front for the 

Liberation of East Turkestan“, deren
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Ziel die Abtrennung Xinjiangs von der 

VR China ist.

In einem weiteren Zwischenfall star­

ben kürzlich zwei ebenfalls als Terro­

risten bezeichnete Uighuren aus Xin- 

jiang in einem Schusswechsel, als die 

Polizei ihren Unterschlupf in einer 

Wohnung in Alma Ata stürmte.

Im Kampf gegen islamische Separatis­

ten wird auch der enge Freund Pa­

kistan bemüht. Nach Berichten aus 

Peshawar hätte das Innenministerium 

in Islamabad befohlen, islamistische 

Rebellen aus China aufzuspüren. Es 

hieß, in China lägen Erkenntnisse vor, 

dass muslimische Rebellen aus Xin- 

jiang im Lagern der Taliban in Afgha­

nistan ausgebildet würden. China ha­

be die pakistanischen Behörden daher 

darum gebeten, Hilfestellung bei der 

Aufspürung dieser Personen zu leis­

ten. Der pakistanische Geheimdienst 

habe daraufhin bei offiziellen Stellen 

im afghanischen Jalalabad um Aufklä­

rung gebeten.

Das chinesische Hilfeersuchen könn­

te Pakistan in der zweiten Märzhälf­

te erreicht haben, als der pakista­

nische Innenminister Haider sich zu 

einem sechstägigen Besuch in China 

aufhielt. Ein Thema war hier die Bit­

te Pakistans um Unterstützung bei 

der Ausbildung seiner paramilitäri­

schen Einheiten. Daneben wurde ein 

Auslieferungsabkommen zwischen bei­

den Staaten unterzeichnet, mit dem 

dem Vernehmen nach in erster Li­

nie der grenzüberschreitende Schmug­

gel zwischen beiden Staaten bekämpft 

werden soll.

Bereits seit mehreren Jahren ist der 

illegale Grenzübertritt von Pakistanis 

nach China, die Nutzung gefälschter 

Visa sowie der Schmuggel von Falsch­

geld und Waffen über die chinesisch­

pakistanische Grenze nach Xinjiang 

ein Dorn im Auge der chinesischen Re­

gierung. Beijing betrachtet die von pa­

kistanischem Boden ausgehenden ille­

galen grenzüberschreitenden Aktivitä­

ten als einen wichtigen Unruhefaktor 

in Xinjiang. Bislang hatte sich die pa­

kistanische Regierung als außerstande 

erwiesen, erfolgreich gegen Schmug­

gel und illegale Grenzüberschreitun­

gen vorzugehen. Die chinesische Bot­

schaft in Islamabad war daher an­

gewiesen worden, restriktiver bei der 

Erteilung von Visa für pakistanische 

Staatsbürger zu sein, wodurch inzwi­

schen selbst pakistanische Geschäfts­

leute nur schwer ein Visum bekom­

men.

Da die pakistanische Regierung die 

lange Freundschaft zwischen Pakistan 

und China nicht aufs Spiel setzen wol­

le, seien nunmehr auf pakistanischer 

Seite Schritte zu einer Verschärfung 

des Grenzregimes ergriffen worden. Il­

legale Grenzübertritte würden streng 

geahndet. Darüber hinaus wurde jetzt 

eine gemeinsame chinesisch-pakistani­

sche Taskforce gebildet, die auch dem 

Schmuggel aus Afghanistan nach Chi­

na einen Riegel vorschieben soll. (IHT, 

11.3.01; Pakistan Observer, 19.3.01, 

nach FBIS, 19.3.01; Rawalpindi Jang, 

26.3.01, nach FBIS, 26.3.01; Ausaf, 

18.3.01, nach BBC PF, 18.3.01; Xin­

hua, 23.3.01, nach BBC PF, 23.3.01; 

Nezawisimaja Gazeta, 23.3.01, nach 

BBC PF, 27.3.01) -kg-

6 Zankapfel japanische Schul­

bücher

Der stellvertretende chinesische Au­

ßenminister Wang Yi nannte es „Sabo­

tage“ an den bilateralen Beziehungen, 

der Chef der chinesischen Luftwaf­

fe, General Liu Shunyao, artikulierte 

während seines Besuchs in Japan En­

de Februar Besorgnis, und Außenmi­

nister Tang Jiaxuan äußerte jüngst auf 

einer Pressekonferenz, China beobach­

te sehr genau und gewissenhaft und 

habe seinen Standpunkt über diplo­

matische Kanäle unmissverständlich 

klargemacht. Die Diskussion um die 

Neufassung der japanischen Schulbü­

cher und deren Darstellung der japa­

nischen Aggression im Zweiten Welt­

krieg ist damit erneut zu einem diplo­

matischen Problem avanciert.

Die heftigen Reaktionen aus Beijing - 

und auch aus Seoul - waren von ja­

panischen Medienberichten ausgelöst 

worden, wonach das japanische Erzie­

hungsministerium ein Geschichtsbuch 

für den Einsatz in der Junior High 

School des Landes akzeptieren wer­

de, das von Mitgliedern eines 1997 ge­

gründeten „Committee to Create New 

History Textbooks“ verfasst wurde. 

Diese Gruppe hatte sich mit dem Ziel 

konstituiert, u.a. Hinweise auf das un­

ter der Bezeichnung Comfort Women 

bekannte Phänomen der Zwangspros­

titution im Zweiten Weltkrieg aus ja­

panischen Schulbüchern zu tilgen. Be­

reits Ende Februar war bekannt ge­

worden, dass die zuständige Kommis­

sion im Erziehungsministerium nun 

eine Textfassung genehmigen wolle, 

die keinerlei Hinweis mehr auf diese 

von der japanischen Armee paktizierte 

Form der sexuellen Versklavung ent­

halte.

Die Kritik richtet sich darüber hinaus 

allgemein gegen die erkennbare Ten­

denz, in dem Schulbuch verschiede­

ne Aktionen des japanischen Militaris­

mus nachträglich zu rechtfertigen und 

schönzufärben. So heißt es, der Zwei­

te Weltkrieg werde nicht mehr als sol­

cher, sondern als „Greater East Asian 

War of the Co-Prosperity Sphere“ be­

zeichnet. Japans Rolle in diesem Krieg 

sei die „der Kraft, die asiatischen Län­

dern half, sich von der Kolonialherr­

schaft zu befreien“. Dem Vernehmen 

nach rechtfertige der Text des Ge­

schichtsbuchs die japanische Invasion 

in Südostasien als „Sieg über die west­

lichen Mächte, der es den Ländern der 

Region erlaubte, nach dem Krieg ihre 

Unabhängigkeit zu erlangen“.

Aus chinesischer Sicht besonders ver­

werflich sind das völlige Verschwei­

gen der Gräueltaten der für ihre Men­

schenversuche in Nordchina berüchtig­

ten Spezialeinheit 731 der japanischen 

kaiserlichen Armee sowie der offen­

sichtliche Versuch der Schönfärberei 

im Zusammenhang mit dem Massa­

ker von Nanjing, in dem 1937 mehrere 

hunderttausend Menschen der japani­

schen Armee zum Opfer gefallen wa­

ren. Zu Nanjing heißt es nach Berich­

ten der japanischen Zeitung Maini- 

chi Shinbun in dem kritisierten Schul­

buchentwurf, der Kriegsverbrecher- 

Prozess von Tokio habe darauf er­

kannt, dass die japanischen Streit­

kräfte viele Chinesen getötet hätten. 

Angesichts offener Fragen hinsichtlich 

der historischen Dokumentation, wer­

de die Debatte um die wahren Ausma­

ße der Tötungen jedoch selbst heute 

noch weitergeführt. Diese Textfassung 

sei bereits die auf innerjapanischen 

und internationalen Druck zu Stan­

de gekommene revidierte Fassung. Ur­

sprünglich habe der Textvorschlag ge­

lautet: „Selbst wenn es einige Tötun­

gen gegeben habe, es wäre schließlich 

Krieg gewesen. Es sei kein Holocaust 

gewesen.“

Aus dem chinesischen Außenministeri­

um wurde dem japanischen Interims­
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botschafter in Beijing, Nomoto Yo- 

shio, Anfang März bedeutet, China 

und Japan könnten ihre Beziehungen 

ausschließlich auf der Basis eines „ge­

meinsamen Verständnisses entwickeln, 

die Geschichte als Spiegel zu begrei­

fen und in die Zukunft zu blicken“. 

Der Schulbuchtext werde mit Sicher­

heit starke Entrüstung in der chine­

sischen Bevölkerung hervorrufen. Ein 

Schulbuch, das in dieser eklatanten 

Weise die japanische Invasion leugnet 

und die Geschichte schönfärbt, müsse 

gestoppt werden.

Kritik gegen die Verdrehung der histo­

rischen Realität wurde verschiedent­

lich auch in Japan laut. So hatten sich 

drei Veteranengruppen mit einer Ein­

gabe gegen die Annahme des Schulbu­

ches an das Erziehungsministerium ge­

wandt. Eine Gruppe japanischer Intel­

lektueller, darunter auch der mit dem 

Nobelpreis für Literatur ausgezeich­

nete Schriftsteller Kenzaburo Oe und 

die Witwe des früheren japanischen 

Premierministers Miki, veröffentlichte 

am 16. März eine Stellungnahme, in 

der sie das Verschweigen der sexuellen 

Versklavung der Comfort Women und 

insbesondere das Fehlen „aufrichtigen 

Bedauerns und einer Entschuldigung“ 

für die japanische Aggression kritisier­

ten.

Insgesamt scheint jedoch der histori­

sche Revisionismus, dessen Ausdruck 

das umstrittene Schulbuch ist, in Ja­

pan auf dem Vormarsch zu sein. So 

wiesen 80 Abgeordnete der japani­

schen Regierungspartei LDP Anfang 

März in einer Stellungnahme jegliche 

Kritik aus dem asiatischen Ausland 

als Einmischung in die inneren Ange­

legenheiten Japans zurück. Diese Art 

der Reaktion auf die Kritik aus dem 

Ausland ist jedoch nicht auf die Falken 

der LDP beschränkt. Auch die größte 

Tageszeitung Japans, Yomiuri Shin- 

bun, donnerte speziell gegen die chine­

sische Regierung ob ihrer Kritik gegen 

Japan. (Kyodo News Service, 28.2.01, 

nach BBC PF, 1.3.01; XNA, 4.3., 7.3., 

24.3.01; WSJ, 15.3.01) -kg-

7 Kooperation mit Thailand 

und Mekong-Anrainern

Der Außenminister der neuen thai­

ländischen Regierung, Surakiat Sathi- 

rathai, besuchte Ende März als ers­

tes Land außerhalb der ASEAN die

VR China. Nach eigenen Angaben war 

dieses Reiseziel gewählt worden, um 

China zu signalisieren, welchen ho­

hen Stellenwert die Beziehungen zur 

Volksrepublik in der Außenpolitik der 

neuen Regierung besitze. Da Chinas 

Außenpolitik nach eigenem Bekunden 

darauf angelegt sei, die intra-asiati­

sche Kooperation zu fördern, wolle 

Thailand seinerseits die Initiative für 

einen so genannten Asian Coopera­

tion Dialogue ergreifen, der die Staa­

ten des südasiatischen Subkontinents, 

die ASEAN sowie die Länder Ostasi- 

ens enger zusammenführen soll.

Noch vor seiner Abreise nach China 

hatte Surakiat Sathirathai erklärt, die 

neue thailändische Regierung werde 

ihre Außenpolitik in einer asiatischen 

Weise betreiben, den Partnern Gesicht 

geben anstatt die Konfrontation zu su­

chen. Dieser Vorsatz wird auch Jiang 

Zemin erfreut haben. Nach seinem 

Zusammentreffen mit dem thailändi­

schen Außenminister in Beijing beton­

te er, es sei Chinas fester Wille, die Be­

ziehungen zu Thailand in gutnachbar­

schaftlicher Weise und auf der Basis 

gegenseitigen Vertrauens zu einer um­

fassenden Kooperation zwischen bei­

den Ländern auszubauen. Bereits jetzt 

könne das Verhältnis zu Thailand Mo­

dellcharakter beanspruchen.

Jiang wird dabei mehr die wirtschaft­

liche Kooperation im Mekong-Gebiet 

im Auge gehabt haben als die Prob­

leme, die die thailändische Regierung 

derzeit umtreibt. Thailand sucht drin­

gend die Unterstützung Chinas im 

Kampf gegen die Flut illegaler Dro­

gen, die das Land aus Myanmar über­

schwemmt. So geht man in Thailand 

davon aus, dass der hohe burmesi­

sche Ausstoß an Amphetaminen für 

den illegalen Weltmarkt harter Dro­

gen durch umfangreiche Lieferungen 

von chemischen Vorprodukten aus chi­

nesischen Fabriken, die für die Herstel­

lung der Drogen unerlässlich sind, erst 

ermöglicht wird. Von chinesischer Sei­

te fehlt bislang allerdings ein deutli­

ches Signal der Bereitschaft, den Ex­

port dieser Chemikalien nach Myan­

mar einzuschränken oder zu unterbin­

den.

Mit zwiespältigen Gefühlen blickt 

man in Thailand in diesem Zusam­

menhang auch auf die großen gemein­

samen Infrastrukturprojekte mit Chi­

na. Insbesondere der Ausbau der Ver­

kehrswege zwischen den Anrainern des 

Mekong zu Land und zu Wasser birgt 

aus thailändischer Sicht auch die Ge­

fahr der Ausweitung des Schmuggels 

von illegalen Migranten und Drogen.

Darüber hinaus geht man in Thai­

land davon aus, dass China der größte 

Nutznießer beispielsweise der Verbes­

serung der Schiffbarkeit des Mekong 

sein wird. Abgesehen von ökologischen 

Risiken, die die anstehende Sprengung 

von elf Inseln in der Fahrrinne für 

die Anrainer am Unterlauf des Me­

kong mit sich bringen wird, fürchtet 

Thailand auch, künftig von konkur­

renzlos billigen chinesischen Produk­

ten überschwemmt zu werden. Chi­

na werde auch als Besitzer der größ­

ten Binnenschiffsflotte der Region am 

stärksten profitieren. Thailand ist da­

her bemüht, im Rahmen eines kürzlich 

zwischen China, Thailand, Myanmar 

und Laos unterzeichneten und ab Juni 

dieses Jahres geltenden Navigations­

abkommens Steuer- und Zollpräferen­

zen für den Verkauf seiner Produkte 

auf dem chinesischen Markt zu erwir­

ken. China lehnt ein derartiges Entge­

genkommen bislang mit dem Hinweis 

ab, Laos und Myanmar, für die eine 

solche Regelung gelte, teilten eine ge­

meinsame Grenze mit der Volksrepu­

blik, was für Thailand nicht zutreffe.

Jiang Zemin erklärte in diesem Zu­

sammenhang, „einsichtige Staatsmän­

ner der Welt sollten erkennen, dass aus 

dem potenziellen großen chinesischen 

Markt ein realer werde, wenn China 

sich weiterentwickle, und dass ein ent­

wickelteres China einen größeren Bei­

trag zur Weltwirtschaft leisten werde“. 

Neben der Verbesserung der Schiff­

barkeit des Mekong existieren wei­

tere Verkehrsprojekte in der Region. 

Die so genannte Pan-Asian Railway 

soll zukünftig die südwestchinesische 

Provinz Yunnan via Laos, Thailand 

und Malaysia mit Singapur verbin­

den. Während es sich dabei um ei­

ne längerfristige Planung handelt, ist 

der Ausbau des Straßennetzes in Yun­

nan während der letzten fünf Jahre 

mit ungekannter Geschwindigkeit be­

trieben worden. Für die Fertigstellung 

einer Autobahnverbindung zwischen 

der Provinzhauptstadt Kunming und 

der thailändischen Hauptstadt Bang­

kok bedarf es auf chinesischem Bo­

den lediglich der Errichtung eines 200 

km langen Teilstücks. Insbesondere in
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Yunnan ist man an einer zügigen Fer­

tigstellung interessiert, hat man dort 

doch die unzureichende Entwicklung 

der Verkehrswege als spezifisches Ent­

wicklungshindernis identifiziert. So er­

wartet sich Yunnan von dem Aus­

bau des grenzüberschreitenden Ver­

kehrs wichtige Entwicklungsimpulse 

für seinen Außenhandel.

Auch in Thailand hofft man auf positi­

ve Impulse für den Norden des Landes. 

Gern würde man es sehen, wenn dort 

der Barter-Handel mit dem Südwes­

ten Chinas etabliert werden könnte. 

(Bangkok Post online, 12.3.01, nach 

FBIS, 12.3.01; Bangkok Post online, 

24.3.01, nach FBIS, 24.3.01; XNA,

7.3., 15.3., 24.3.01; The Nation online, 

24.3.01, nach FBIS, 24.3.01; The Na­

tion online, 24.03.01, nach BBC PF, 

24.3.01) -kg-

8 Mit Süd-Korea gegen den 

„Gelben Staub“

Der so genannte „Gelbe Staub“, der je­

des Jahr aufs Neue über den Nord­

osten Chinas nach Süd-Korea zieht, 

war erstmalig Gesprächsthema des 

Gemeinsamen Komitees für Umwelt­

zusammenarbeit zwischen der Volks­

republik China und Süd-Korea. In der 

Vergangenheit hatte die chinesische 

Seite den Gelben Staub, der seinen Ur­

sprung in der Wüste Gobi hat und je­

des Frühjahr in großen Mengen vom 

Wind herbeigetragen wird, als natür­

liches Phänomen eingestuft. Ein Spre­

cher des süd-koreanischen Ministeri­

ums für Auswärtige Angelegenheiten 

und Handel (MOFAT) hatte aus die­

sem Grund im Vorfeld des siebten 

Treffens des Gemeinsamen Komitees 

in der zweiten Märzhälfte noch Beden­

ken geäußert, ob die chinesische De­

legation überhaupt bereit sein würde, 

das Thema auf die Agenda zu setzen.

China akzeptierte jedoch nicht 

nur den Themenvorschlag, sondern 

stimmte der Entwicklung einer ge­

meinsamen Strategie zur Bekämpfung 

des Phänomens zu. Zu diesem Zweck 

soll Korea im April zunächst Ergebnis­

se seiner bisherigen Studien vorlegen. 

Im zweiten Quartal 2001 soll dann ein 

bilaterales Expertentreffen folgen.

Der Grund für das Entgegenkommen 

der chinesischen Seite dürfte darin zu 

suchen sein, dass dieses „natürliche 

Phänomen“ zunehmend die wachsen­

de Computerindustrie Nordchinas be­

droht. In Süd-Korea klagt man schon 

seit längerem, der Staub führe zu 

Problemen für die dortige Halbleiter­

und Flugzeugindustrie, deren Produk­

te unter Reinraumbedingungen herge­

stellt werden.

China plane nach Angaben der Dele­

gation auch Gespräche mit der Mon­

golei als Hauptursprungsort des Phä­

nomens. Zu dem Treffen, dass die chi­

nesische Seite für Juni anvisiert, lud 

Wang Jiazhi, Leiter der chinesischen 

Delegation und Chef der Abteilung 

für internationale Zusammenarbeit in 

der chinesischen Umweltschutzbehör­

de, auch Süd-Korea ein.

Der Gelbe Staub wird mit den 

Frühlings winden aus der Wüste Go­

bi herbeigetragen. Uber den Schwer­

industriezentren Nordostchinas wer­

den Schwermetallstäube und weite­

re Toxine aufgenommen. Das Phäno­

men stellt damit nicht nur eine Be­

drohung für die Präzisionsmaschinen 

der Hochtechnologie-Industrien, Mik­

rochips und Flugzeuge dar, sondern 

birgt auch erhebliche Gesundheitsge­

fahren. Besonders die Bestandteile Si­

lizium, Kadmium, Blei und Alumini­

um sind geeignet, Augen, Atmungsor­

gane und Kreislauf zu schädigen.

Ob die gemeinsame Initiative Früch­

te tragen wird, ist allerdings offen. 

Trotz bereits vierjähriger Forschungen 

auf dem Gebiet der Luft- und Meeres­

verschmutzung sind koreanische und 

chinesische Experten bislang lediglich 

damit beschäftigt, die gesammelten 

Daten zu organisieren und auszutau­

schen. Von gemeinsamen Plänen und 

Strategien, die Probleme zu bekämp­

fen, ist man noch sehr weit entfernt.

Obwohl die Zahl der gemeinsamen 

Projekte, die sich u.a. mit dem Ein­

fluss des Sauren Regens auf den Wald 

beschäftigen, von sieben auf elf aus­

geweitet wurde, sind Zweifel an dem 

Nutzen der Veranstaltung angebracht. 

Im Mittelpunkt stehen dabei finanzi­

elle Fragen. Süd-Korea hat für den 

Zeitraum 2001-2005 5 Mio. US$ an 

Hilfsgeldern für den Umweltschutz in 

China reserviert, die im selben Um­

fang mit Krediten ergänzt werden sol­

len. In welchem Maße China Haus­

haltsmittel bereitstellen wird, ist je­

doch unklar. (Yonhap, 20.3.01, nach 

FBIS, 20.3.01; Yonhap, 24.3.01, nach 

BBC PF, 24.3.01) -kg-

9 Präsident von Djibouti in

China

Ismail Omar Guelleh, Staatspräsident 

des ostafrikanischen Kleinstaats Dji­

bouti am Golf von Aden, hielt sich 

mit einer Delegation von Entrepre­

neuren seines Landes zu einem Be­

such in China auf. Zhu Rongji, der 

den afrikanischen Staatsgast am 22. 

März empfing, drückte Guelleh gegen­

über die chinesische Dankbarkeit für 

die Unterstützung Djiboutis für China 

in Fragen der Menschenrechte und an­

derer internationaler Fragen aus. Eine 

Verurteilung Chinas wegen der Verlet­

zung der Menschenrechte scheitert im 

Rahmen der Vereinten Nationen regel­

mäßig nicht zuletzt aufgrund der Vo­

ten vieler afrikanischer Staaten.

Zhu betonte, China messe in den bila­

teralen Beziehungen mit Djibouti ins­

besondere der wirtschaftlichen Koope­

ration großes Gewicht bei, wolle mit 

dem afrikanischen Land gemeinsam 

nach Möglichkeiten für eine Auswei­

tung dieser Zusammenarbeit suchen 

und werde im Rahmen der eigenen 

Möglichkeiten auch weiterhin wirt­

schaftliche Hilfe leisten. Beide Staats­

männer identifizierten die Ausbeutung 

von Ölvorkommen und anderen natür­

lichen Ressourcen sowie den Bau von 

Hafenanlagen in Djibouti als vielver­

sprechende Felder für eine Kooperati­

on.

Auf einer Wirtschaftsveranstaltung im 

Rahmen des Staatsbesuchs trafen ca. 

100 Geschäftsleute aus China und Dji­

bouti zusammen. Chinesische Firmen 

begannen erst vor wenigen Jahren da­

mit, Investitionsmöglichkeiten in dem 

afrikanischen Staat auszuloten. Bisher 

existieren bilaterale Verträge oder Ab­

sichtserklärungen für den Bau einer 

pharmazeutischen Fabrik, für ein Ze­

mentwerk und die Produktion von Ge­

ländewagen. Djibouti hofft auf weitere 

Projekte in der Produktion von Bau­

materialien, Perlit- und Salzproduk­

ten sowie im Warentransport.

Über den wirtschaftlichen Aspekt hin­

aus pflegt China auch eine militärische 

Zusammenarbeit mit dem strategisch 

günstig gelegenen Kleinstaat, die nach 

den Worten von Fu Quanyou, Mitglied 

der Zentralen Militärkommission, wei­

ter ausgebaut werden soll.



CHINA aktuell - 254 - März 2001

Jiang Zemin, der den Präsidenten 

Djiboutis ebenfalls empfing, betonte, 

dass die Afrikapolitik schon immer ein 

wichtiger Bestandteil der „unabhän­

gigen Außenpolitik“ Chinas gewesen 

sei. Besonders hob er hervor, dass die 

afrikanischen Länder wichtige Schrit­

te auf dem Weg vorangekommen sei­

en, die Angelegenheiten ihres Konti­

nents selbst zu lösen. China habe mit 

dem Sino-afrikanischen Kooperations­

forum im vergangenen Jahr dokumen­

tiert, dass es Afrika immer unterstüt­

ze, wofür China auch große Anerken­

nung seitens der afrikanischen Län­

der erfahren habe. (XNA, 22.3., 23.3., 

24.3.01) -kg-

Innenpolitik

10 Jahrestagungen des Natio­

nalen Volkskongresses und 

der Politischen Konsultativ­

konferenz

In der ersten Märzhälfte fanden in Bei­

jing die Jahrestagungen des Nationa­

len Volkskongresses (5.-15. März) und 

der Politischen Konsultativkonferenz 

des Chinesischen Volkes (3.-11. März) 

statt. Eine Analyse der wichtigsten In­

halte sowie der politischen Implikatio­

nen findet sich in dem Beitrag „Loya­

le Ambitionen. Die Jahrestagung des 

Nationalen Volkskongresses“ in diesem 

Heft. Zu dem Zehnten Fünfjahresplan 

für die Jahre 2001-05, der im Mittel­

punkt der Agenda stand, vergleiche 

den Beitrag von Margot Schüller eben­

falls in diesem Heft, -hol-

11 Außerordentliche Einberu­

fung einer Zentralen Ar­

beitskonferenz in Beijing

Bereits Mitte Februar war in Beijing 

eine Zentrale Arbeitskonferenz einbe­

rufen worden, die damals in der of­

fiziellen Presse - abgesehen von dem 

Hinweis, dass es sich um ein „wichti­

ges“ Ereignis gehandelt habe - nur ei­

ne sehr knappe Erwähnung fand. Erst 

im Lauf des Monats März sind in den 

Hongkonger und internationalen Me­

dien einige Information über die In­

halte der Tagung bekannt geworden.

Für gewöhnlich ruft das Politbüro 

der KPCh Zentrale Arbeitskonferen­

zen (zhongyang gongzuo huiyi) im Vor­

feld von Plenartagungen des Zentral­

komitees zusammen. Regelmäßig fin­

den Zentrale Arbeitskonferenzen im 

Sommer statt, wenn die Partei- und 

Staatsführung in dem Badeort Beidai- 

he zusammenkommt. Die diesmalige 

Einberufung einer solchen Konferenz 

im Februar deutet daraufhin, dass die 

Führung einen besonders dringlichen 

Bedarf sah, zumal erst im Januar ei­

ne erweiterte Tagung des Politbüros 

stattgefunden hatte.

Nach nicht offiziellen Angaben nahm 

an der dreitägigen Konferenz vom 12. 

bis 14. Februar ein sehr großer Kreis 

von über 2.000 Personen teil. Dieser 

setzte sich aus hochrangigen Vertre­

tern aller Provinzen, regierungsunmit­

telbaren Städte und Autonomen Re­

gionen, allen Ministerien und sonsti­

gen Organen des Staatsrats, den ver­

schiedenen Waffengattungen des Mi­

litärs, des Nationalen Volkskongresses 

und der Politischen Konsultativkonfe­

renz des Chinesischen Volkes sowie der 

Volksgerichtshöfe und Volksstaatsan­

waltschaften zusammen. Außer Frau 

Wu Yi, die sich auf einer Auslandsrei­

se befand, waren alle Mitglieder und 

Kandidaten des Politbüros anwesend. 

Sämtliche sieben Mitglieder des Stän­

digen Ausschusses hielten auf der Ta­

gung Reden.

Wie den Quellen zu entnehmen ist, 

bestand der Hauptzweck der Konfe­

renz darin, die Einigkeit der Partei­

führung angesichts drängender Her­

ausforderungen zu beschwören. Mot­

to aller Beiträge soll gewesen sein, 

dass man sich in Zukunft „noch enger“ 

um Jiang Zemin als den „Kern“ der 

Parteiführung scharen wolle. Im Vor­

dergrund sollen dabei der Falungong- 

Konflikt, der im Januar erneut eska­

liert war, sowie die Veröffentlichung 

der Tiananmen-Akte (vgl. dazu Über­

sicht unten) ebenfalls im Januar ge­

standen haben. Im Kontext dieser bei­

den Themen soll Jiang Zemin mehre­

re Male gewarnt haben, dass China­

feindliche Kräfte des westlichen Aus­

lands versuchten, die Kommunistische 

Partei zu spalten und die staatliche 

Führung zu schwächen. Schaffe man es 

nicht, mit diesen Angriffen auf die Ein­

heit der Partei innerhalb des kommen­

den Jahres fertig zu werden, könnte es 

tatsächlich zu einer Spaltung zwischen 

älteren und jüngeren Mitgliedern der 

Führungsspitze kommen.

Als weitere Herausforderungen für die 

Parteiführung sollen außerdem die de­

solate sozioökonomische Situation in 

manchen ländlichen Regionen Chinas, 

der bevorstehende Beitritt zur Welt­

handelsorganisation, die weitere Ver­

tiefung der Reformen im Zuge der Um­

setzung des Zehnten Fünfjahresplans 

sowie die grassierende Korruption dis­

kutiert worden sein.

Die Wahrung der Einheit der Par­

teiführung erscheint umso vordringli­

cher, als ab dem kommenden Jahr der 

Wechsel von der dritten auf die vierte 

Führungsgeneration ansteht. Vor die­

sem Hintergrund soll sich die Zentra­

le Arbeitskonferenz daher schließlich 

auch intensiv mit Personalfragen be­

fasst haben, die auf öffentlichen Ta­

gungen bislang weitestgehend ausge­

spart geblieben sind. (RMRB, 15.2.01; 

IHT, 9.3.01; JB, 01/3, S.24-25; ZM, 

01/3, S.6-8) -hol-

12 Neubesetzung zweier Minis- 

terämter

Im Kabinett Zhu Rongjis sind das 

Amt des Leiters der Kommission für 

Wirtschaft und Handel (engl.: SETC) 

und des Ministers für Wissenschaft 

und Technologie neu besetzt worden. 

An die Stelle des bisherigen Leiters der 

SETC, Sheng Huaren, trat sein bishe­

riger Stellvertreter Li Rongrong. Zhu 

Lilan wurde in ihrem bisherigen Amt 

als Ministerin für Wissenschaft und 

Technologie von ihrem Stellvertreter 

Xu Guanhua abgelöst. Die Neubeset­

zungen waren bereits in der letzten Fe­

bruarwoche informell bekannt gewor­

den, wurden aber erst im Vorfeld der 

Jahrestagung des NVK offiziell bestä­

tigt.

Der 65-jährige Sheng Huaren war im 

Jahr 1998 zum Leiter der SETC er­

nannt worden, als diese im Zuge ei­

ner umfassenden Reorganisation des 

Staatsrats zu einem „Superministeri­

um“ mit erweiterten Koordinations­

funktionen aufgewertet worden war. 

Zuvor war er Präsident der China Na­

tional Petrochemical Corporation (Si­

nopec) gewesen.

Nach offiziellen Angaben schied Sheng 

Huaren wegen Erreichen der Alters­

grenze aus dem Kabinett aus. Kom-




